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150 Jahre direkte
Demokratie in

Basel-Stadt
Bis 1875 galt Basel-Stadt als politisch rückständig. Dann brachte eine

neue Verfassung ein rundummodernisiertes Politsystemund die Einführung von
Volksinitiative undReferendum.Der demokratischeNachzügler Basel-Stadt

ist heute der schweizweit fleissigste Unterschriftensammler.

EvaGschwind*

AmAbend des 9. Mai 1875 stieg in der
Kleinbasler Burgvogtei, der Vorgänge-
rin des Volkshauses, eine grosse Feier.
Die Presse schwärmte von einer zum
Berstenmit Feiernden gefülltenHalle,
von Gesellschaftsfahnen und fröhli-
chemVereinsgesang.Basel-Stadthatte
an diesem Sonntag einer neuen Kan-
tonsverfassung zugestimmt und sein
Politsystem radikal entrümpelt. Denn
so angesehen die Stadt war: Politisch
galt sie als etwas antiquiert, wurde sie
doch noch weitgehend ehrenamtlich
von 13 Ratsherren und zwei Bürger-
meistern aus den alteingesessenenFa-
milien regiert.

Nicht, dass die Basler die Burck-
hardts, Stähelins, Vischers oder Sara-
sins gänzlich entmachten wollten.
Aber der Staat sollte effizienter wer-
den – und vor allem demokratischer.
Die aufstrebenden Freisinnigen, die
damals noch die Arbeiterschaft ver-
traten, und mit ihnen Tausende von
zugewanderten Schweizern verlang-
ten das Ende von «Geldaristokratie»
und «Fabrikadel».

Regierungsrat istneuVollzeitjob,
Zünftewerdenentmachtet
Die neue Verfassung schuf eine sie-
benköpfige, bezahlte Vollzeitregie-
rung, die nicht länger faktischVermö-
genden vorbehalten war. Die Zünfte
verloren ihre Sitze im Grossen Rat,
und mit der Einführung von sieben
Departementen entstand eine profes-
sionelleVerwaltung.ÜberBordgewor-
fenwurde ausserdemdie lästigeDop-
pelspurigkeit vonKantons- und Stadt-
behörden, die eine effiziente Planung
der raschwachsendenStadt ausbrems-
te. Und schliesslich erhielt die (männ-
liche) Bevölkerung wie in anderen
Kantonen einMitspracherecht beiGe-
setzen und Ausgaben.

Nun wurde auch Basel-Stadt eine
direkteDemokratiemitVolksinitiative
undReferendum.DasReferendumhat-
te ein Jahr zuvor schonderBundeinge-
führt. Es wäre merkwürdig gewesen,
wenn die Basler auf nationaler Ebene
Unterschriften gegen unliebsame Par-
lamentsbeschlüsse hätten sammeln
dürfen, nicht aber kantonal.

LetzteVerhinderungsversuche
imGrossenRat
Natürlich kostete es dieKonservativen
Überwindung, ein Regierungssystem
verschwinden zu sehen, das «mit Eh-
ren und Erfolg» gewirkt habe. Und
auch die Einführung von Volksinitiati-

ve und Referendum stiess auf Miss-
trauen. Im Grossen Rat, wo der von
einer Kommission ausgearbeitete Ver-
fassungsentwurf imMärz 1875beraten
wurde, gab es Streichungsanträge.

Bankier Adolf Burckhardt-Bischoff
warnte:«HierhabenwirdieKomplika-
tion der Staatsmaschine, eine Hem-
mungdesRäderwerks.» LudwigEhin-
ger, ebenfalls Bankier, bezweifelte die
Politikfähigkeit des Volks. Die Stimm-
bürger hätten in anderen Kantonen
fortschrittlicheGesetzeverworfen.Ein
Seitenhieb auch gegen die Baselbieter

Nachbarn, die sich hartnäckig gegen
eine Einkommenssteuer sträubten.

Herrschenderechneten
mitwenig Interesse
Der Grosse Rat stimmte den neuen
Volksrechten schliesslich mit grossem
Mehr zu. Zum Referendum gab es so-
gar nur fünf Gegenstimmen. Neben
den Freisinnigen, die vor der Macht-
übernahmestanden, hatte eine liberal-
konservativeMittedieZeichenderZeit
erkannt. In Basel musste die direkte
Demokratienichtmit einemspektaku-

lären Volksprotest erkämpft werden,
wie einige Jahre zuvor etwa in Zürich.
Viel eher hat Basel-Stadt dieVolksmit-
sprache als einer der letzten Kantone
nachvollzogen, umnicht abseits zu ste-
hen. Im Übrigen rechneten die Politi-
ker nicht mit einer starken Einmi-
schung des Stimmvolks.

Diedamals nötigen tausendUnter-
schriften für eine Initiative oder einRe-
ferendum entsprachen 13 Prozent der
Stimmbürger, eine ziemliche Hürde.
Dass dieBevölkerung ihreMitsprache-
rechte ausgiebig nutzen würde – es

überstieg wohl die damalige Vorstel-
lungskraft.

Bürgergruppierungen griffen rasch
insPolitikgeschehenein.Der ersteVer-
such eines Referendums scheiterte im
Sommer1875zwarkläglich.EineGrup-
pe Freisinniger störte sich am hohen
Preis, den der Grosse Rat für die Ver-
staatlichung des Trinkwassers be-
schlossen hatte, und sammelte Unter-
schriften.Weil inderStadt aberdaseid-
genössische Sängerfest stattfand,
gingen ihre Bemühungen im Trubel
unter. So konnten die Besitzer der bis-
her privaten Wasserleitungen Millio-
nen einstecken, ohne sich einer Volks-
abstimmung stellen zumüssen.

Im Jahr darauf klappte es mit dem
ersten Referendum. Die Stimmbürger
lehnteneinKanalisationsgesetz ab, das
den unzumutbaren hygienischen Ver-
hältnissen rundumdenBirsig einEnde
setzenwollte. Hauseigentümer scheu-
tendieKostenundwarntenerfolgreich
vor höheren Mietzinsen – so stank die
Altstadt weitere Jahre vor sich hin.

Die Bevölkerung nutzte die Volks-
rechte jedoch auch, um ihre Stadt zu
modernisieren.Dieallererste Initiative
forderte 1877 eine dritte Rheinbrücke.
Das untere Basel befürchtete, von der
Stadtentwicklung abgehängt zu wer-
den, undsetzteden raschenBauder Jo-
hanniterbrücke durch.

Einblick inGefühlslagen
der jeweiligenZeit
In den ersten Jahrzehnten betrafen
viele Abstimmungen die Stadtgestal-
tung. Abden 1920er-Jahren kamen so-
zialpolitische Forderungen hinzu. So
gehen in Basel-Stadt die erste Alters-
rente und das erste Feriengesetz auf
eine Volksinitiative zurück. Schliess-
lich rückten ab den 1960er-Jahren
Umweltthemen ins Zentrum. Nach
Jahren des ungebremstenWachstums
verlangte die Bevölkerung wieder
mehr städtische Lebensqualität, An-
liegenwie die verkehrsberuhigte Stadt
und der Schutz der Altstadt wurden
nunmehrheitsfähig.

Volksabstimmungen ermöglichen
einen einzigartigen Einblick in die In-
teressenundGefühlslagender jeweili-
genZeit. Somagheutekuriosanmuten,
dass sich die Baselstädter 1979 im
Grundsatz bereit erklärten, das berni-
sche Laufental bei sich aufzunehmen.
Im Kontext der zuvor gescheiterten
WiedervereinigungmitBaselland ist es
aberbesser zuverstehen.DieAussicht,
als Stadtkantondochnochgrösser und
einflussreicher zu werden, schien ver-
lockender als die Angst, künftig auf

Basler Frauen sagen 1954 bei einer Befragung klar Ja zum Frauenstimmrecht. Eingeführt hat es Basel-Stadt auf kanto-
naler Ebene aber erst 1966 – immerhin als erster deutschsprachiger Kanton. Bild: Staatsarchiv BS (StABS, BSL 1013 1 534 3)
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Sieben Volksentscheide, die Basel-Stadt geprägt haben

Volkswille Am 9. Mai 1875
nahm Basel-Stadt eine neue
Verfassung an, die insgesamt
daspolitischeSystem,wiewir es
nochheutekennen, festschrieb:
die siebenköpfigeVollzeitregie-
rung, die siebenDepartemente,
die Verwaltung der Stadt durch
den Kanton und vieles mehr.
Seithergibt esauchdieMöglich-
keit von Volksinitiative und Re-
ferendum. Insgesamt rund
650 Mal konntendie Stimmbe-
rechtigten im Stadtkanton
ihrem Willen ganz direkt Aus-
druck verleihen.

Es gab selbstverständlich
wenig bahnbrechende Volks-
verdikte, wie etwa eine neue
Rolltreppe im Bahnhof SBB. In
vielen Fällen hingegen sahen
sich Regierung und Parlament
zum Handeln gezwungen,
manchmal gelang es, ein gesell-
schaftliches Umdenken zu be-
wirkenoder der Stadt einneues
Gesicht zu verleihen, manch-
malwurdenaber auchVerände-

rungen abgeblockt. An sieben
Abstimmungen mit Langzeit-
wirkungwird hier erinnert:

Keine alleinigeMacht
für niemand (1905)

Drei Volksinitiativen brauchte
es, bis sich Sozialdemokraten,
Katholiken und Liberale end-
lich gegendie selbstherrlichdo-
minierenden Freisinnigen
durchsetzen und ihnenmit der
Proporzwahl eine gerechte
Machtverteilung im Parlament
abtrotzen konnten.Der rasante
Aufstieg der Sozialdemokraten
begann.Zudembegünstigtedas
neue Wahlsystem die Grün-
dung neuer Parteien.

Mahnmal der Altstadt-
Zerstörung (1936).

Bis heute entstellt das klobige
Polizeiverwaltungsgebäude
Spiegelhofdenmittelalterlichen

Fischmarkt. Kein anderer Bau
hat stärker zur Teilzerstörung
derAltstadt beigetragen, inZei-
ten höchster Wirtschaftskrise
war aber jedes staatliche
Arbeitsprojekt willkommen.
Erst ab den 1970er-Jahren be-
ginnt die Stimmbevölkerung,
dieAltstadt zu schützen.Fürdie
Aeschenvorstadt war es da zu
spät, umeinBeispiel zunennen.

Das Endemännlicher
Besitzstandswahrung
(1920, 1927, 1946,
1954 und 1966)

Insgesamt fünf (!) Anläufe be-
nötigtenBaselsMannen, bis sie
den Frauen endlich die politi-
sche Mündigkeit zusprachen,
immerhin als erste in der
Deutschschweiz. Mit der Ein-
führungdesFrauenstimmrechts
kam der Kanton schlagartig zu
85’000 neuen Stimmbürgerin-
nen,was sichallerdingsnicht in

einer höheren Stimmbeteili-
gung äusserte – imGegenteil.

Atomkraft?
Nein danke (1977)

DieAtom-Lobby prognostizier-
te düstere Zeiten. Trotzdem
lehntendie Stimmberechtigten
1974 eine 10-Prozent-Beteili-
gung der Industriellen Werke
Basel (IWB) amAtomkraftwerk
Gösgen ab. Drei Jahre später
nahmen sie die «Atomschutz-
Initiative» an. Bis heute muss
sich der Kanton gegen dieNut-
zung von Kernenergie wenden
und darf keine Beteiligungen
an AKW halten. Die klare An-
sage ebnete früh den Weg für
eine alternative Energiepolitik.

Rettung von Grünflächen
vor Überbauung (1982)

Die Stimmbürger haben später
noch weitere Grünflächen vor

Überbauung gerettet, etwa den
Schwarzpark und den Landhof.
Nie haben sie dafür aber so tief
in die Staatskasse gegriffen wie
für das Bäumlihof-Areal zwi-
schen der Stadt und Riehen: Es
waren 93 Millionen Franken.
Begünstigend wirkte, dass das
massive Bevölkerungswachs-
tum der Nachkriegszeit einen
Knick erlitten hatte.

Ambitioniert zur
Klimagerechtigkeit
(2022)

Plötzlich strömte die Jugend
wieder lautstark aufdie Strasse,
um vor der Erderwärmung zu
warnen.DieBewegten reichten
ausserdemdieKlimagerechtig-
keitsinitiative ein, die verlangte,
dass der Kanton die Treibhaus-
gasemissionen bis 2030 auf
Netto-Null senkt.DieStimmbe-
rechtigtengabeneinemGegen-
vorschlag den Vorzug, der Net-

to-Null bis 2037 festlegt. Es ist
auch so die schweizweit ambi-
tionierteste Zielvorgabe. Eine
Folge davon ist, dass das Fern-
wärmenetz inBasel um60Kilo-
meter ausgebaut wird.

Nurmit Schweizer Pass!
(1994, 2010, 2024)

Einst bürgerteBasel sehr liberal
ein. Mit den Weltkriegen und
strengerenRegelungendesBun-
deserhöhteauchBasel-Stadtdie
Hürden für die Einbürgerung
und damit den Zugang zum
Stimmrecht. 2024schmetterten
die Stimmberechtigten ein
Stimmrecht fürMenschenohne
SchweizerPass zumdrittenMal
ab.Undzementiertendamitden
grössten Makel der Basler De-
mokratie: Die Hälfte der Bevöl-
kerung ist von der Mitbestim-
mung ausgeschlossen.

EvaGschwind

«Hierhaben
wirdieKom-
plikationder
Staatsmaschi-
ne, eineHem-
mungdes
Räderwerks.»
AdolfBurckhardt-Bischoff
Grossrat von 1868 bis 1902
über denVerfassungsentwurf

Abstimmungsplakat zur Beteiligung der IWB am AKW Gösgen. Die
Atom-Skepsis ist in Basel weiterhin gross. Bild: zvg

Beamte im Visier der Volksrechte: Abstimmungsplakat zu einem Ja
zur Unvereinbarkeits-Initiative von 1922. Bild: Plakatsammlung SfG Basel

Auto frisst Aeschenvorstadt: Abstimmungsplakat von 1954. Die
«Aesche»musste tatsächlich weichen. Bild: Plakatsammlung SfG Basel

eine ländliche Enklave Rücksicht neh-
men zumüssen.

KrisenmomentederDemokratie:
AbstimmungenüberBelangloses
So alt wie die Lust anMitsprache ist in
Basel-StadtdieKlageüber fauleStimm-
bürger. Zwei Volksinitiativen, die An-
fangdes20. Jahrhunderts einenStimm-
zwang forderten, hattenallerdingskei-
neChance.

Ab den 1960er-Jahren verlängerte
sichdieMängellistederdirektenDemo-
kratie:Volksinitiativenblieben jahrelang
in den Schubladen der Verwaltung lie-
gen. InAbstimmungskämpfengabenfi-
nanzstarkeVerbändeundeinseitigePro-
pagandaflutendenTaktan.Gleichzeitig
mehrte sich derUnmut über eine stetig
zunehmende Zahl an – noch dazu «un-
wichtigen» – Abstimmungen. 1977 zi-
tierteGrossratspräsidentCarlMiville in
seinerAntrittsrededeshalbdenSchrift-

steller Adolf Muschg: «Ein Stimmvolk,
das nur noch auf seine Überforderung
reagiert,wird reaktionär.»

An ihren Volksrechten schraubten
die Basler Stimmberechtigten aller-
dingsnicht gerneherum.Soverwarfen
siehöhereUnterschriftenzahlen für In-
itiativeundReferendummehrfach.Als
Abstimmungshilfe wurde ab den
1970er-JahrendasAbstimmungsbüch-
lein und etwas später die briefliche
Stimmabgabe eingeführt. Schliesslich
gelten seit 2007 strengeBehandlungs-
fristen für Initiativen,weil dieBevölke-
rungdie Initiative«Schlussmit Schne-
ckentempo» annahm.

Erfolgsquotevon Initiativeund
Referendumist respektabel
ParteienundKomitees schleppenKar-
tonschachtelnvollerUnterschriften ins
Rathaus,wenn sie politischeEntschei-
de korrigieren oder die Diskussion

eines Anliegens erzwingen wollen. Bis
heute sindgut 300Referendenund fast
190 Initiativen zur Abstimmung ge-
langt.DieChancenvonKomitees, dass
sich das Sammeln lohnt, sind intakt:
Die Erfolgsquote beider Instrumente
liegt im Schnitt bei knapp 40 Prozent.
Dabei gilt es mitzudenken, dass viele
Initiativenzurückgezogenwerden,weil
der Grosse Rat einen akzeptablen
Gegenvorschlag gemacht hat.

Basel-Stadt ist Spitzenreiter
beimUnterschriftensammeln
HauptakteurederVolksrechte sindPar-
teienundVerbände. ImbuntenMosaik
an Mitspielenden fanden aber viele
weitere Interessengruppen Platz, von
den Pflanzlandpächtern bis zu den
Trolleybus-Anhängern. Bis in die
1950er-Jahrewurden InitiativeundRe-
ferendumklar stärkerunderfolgreicher
von der bürgerlichen Seite genutzt. In

den 1980er- und 1990er-Jahren okku-
piertendann links-grüneundstaatskri-
tische Gruppierungen die Volksrechte
geradezu.Unterdessenverteilt sich ihre
Nutzungwieder breiter.

Und die Volksrechte bleiben popu-
lär: Der Stadtkanton nimmt beim
Unterschriftensammeln den schweiz-
weiten Spitzenplatz ein. In den letzten
knapp50 Jahrenbrachte zwarderKan-
tonZürichammeistenVolksinitiativen
zurAbstimmung,dafür schwingtBasel-
Stadt unangefochtenbei den fakultati-
ven Referenden obenaus.

Besorgte Politiker hatten 1875 zu
Recht gewarnt: Wo ihre Arbeit nicht
überzeugt, setzt dasVolk die «Kompli-
kation der Staatsmaschine» inGang.

*Die Politikwissenschafterin Eva
Gschwind ist Autorin des Buchs «Auf
zur Urne! Direkte Demokratie in Basel
von den Anfängen bis heute» (2022).


